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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.02.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2018/18/0409 

Rechtssatz 

Gemäß § 52 Abs. 1 BFA-VG 2014 hat das BFA den Asylwerber mittels Verfahrensanordnung darüber zu 
informieren, dass ihm kostenlos ein Rechtsberater zur Seite gestellt wird. Der VwGH hat zu dieser Norm bereits 
erkannt, dass es sich dabei um eine - nach dem Gesetz in Form einer Verfahrensanordnung zu ergehende - 
Information und Entscheidung der Behörde handelt, dass dem Fremden ein Rechtsberater amtswegig zur Seite 
gestellt werde, was nicht zuletzt aus Gründen der Rechtssicherheit in den Akten der Behörde entsprechend 
dokumentiert sein muss. Eine darüber hinausgehende Rechtswirkung sei der Verfahrensanordnung nicht 
beizumessen (vgl. VwGH 30.5.2017, Ra 2017/19/0113). 
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